
Sie können die QR Codes nützen um später wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

RS Uvs 2008/10/2 20.3-14/2008
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 02.10.2008

Index

Verwaltungsverfahren

Norm

AVG §67a Abs1 Z2

StPO §170

StPO §107

1. AVG § 67a gültig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 33/2013

2. AVG § 67a gültig von 01.01.2003 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 117/2002

3. AVG § 67a gültig von 20.04.2002 bis 31.12.2002 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 65/2002

4. AVG § 67a gültig von 01.01.1999 bis 19.04.2002 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

5. AVG § 67a gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

1. StPO § 170 heute

2. StPO § 170 gültig ab 17.02.2024 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 182/2023

3. StPO § 170 gültig von 01.01.2008 bis 16.02.2024 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 19/2004

4. StPO § 170 gültig von 31.12.1975 bis 31.12.2007

1. StPO § 107 heute

2. StPO § 107 gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 195/2013

3. StPO § 107 gültig von 01.01.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 19/2004

4. StPO § 107 gültig von 31.12.1975 bis 31.12.2007

Rechtssatz

Da die Festnahme des Schubhäftlings und Beschwerdeführers, bei der körperliche Gewalt angewendet sowie eine

vorübergehende Einlieferung in ein Polizeianhaltezentrum durchgeführt wurde, auf Grund einer Festnahmeanordnung

durch die Staatsanwaltschaft gemäß §§ 170 Abs 1 Z 2 und 4 und 171 Abs 1 StPO erfolgte, war das Vorgehen der

einschreitenden Beamten nach den Normen der StPO zu beurteilen und die "wegen Ausübung unmittelbarer

verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt" erhobene Beschwerde als unzulässig zurückzuweisen. Auch der

Beschwerdeführer behauptete nicht, dass das Vorgehen der Beamten der Gefahrenabwehr gedient hätte. Die

betre@ende rechtliche Grundlage ist im neunten Hauptstück, zweiten Abschnitt "Festnahme" (§ 170 @) StPO geregelt. §

106 Abs 1 Z 2 StPO räumt jeder Person das Recht ein, im Ermittlungsverfahren Einspruch an das Gericht zu erheben,

wenn sie behauptet, durch die Staatsanwaltschaft oder Kriminalpolizei in einem subjektiven Recht verletzt worden zu

sein, weil eine Zwangsmaßnahme unter Verletzung von Bestimmungen dieses Gesetzes durchgeführt wurde. Dieser

Rechtsbehelf stand dem Beschwerdeführer zur Verfügung. Somit fand der in Beschwerde gezogene Sachverhalt

einschließlich der behaupteten Misshandlung im SPG keine Deckung. In seiner Entscheidung vom 01. März 2003

erkannte der Verfassungsgerichtshof, dass die Zuständigkeit des Unabhängigen Verwaltungssenates nicht gegeben ist,

file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Uvs&Dokumentnummer=JUR_ST_20081002_2003014_08_01#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Uvs&Dokumentnummer=JUR_ST_20081002_2003014_08_01#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Uvs&Dokumentnummer=JUR_ST_20081002_2003014_08_01#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P67a/NOR40095834
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P67a/NOR40034166
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P67a/NOR40029417
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P67a/NOR12066820
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1991/51/P67a/NOR12063060
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002326&Artikel=&Paragraf=170&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1975/631/P170/NOR40258338
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1975/631/P170/NOR40050629
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1975/631/P170/NOR12030472
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002326&Artikel=&Paragraf=107&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1975/631/P107/NOR40153718
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1975/631/P107/NOR40050566
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1975/631/P107/NOR12030406
https://www.jusline.at/gesetz/stpo/paragraf/106


wenn ein alternativer Instanzenzug vorgesehen ist (VfSlg 16.815/2003). Nach der Entscheidung des

Verwaltungsgerichtshofes vom 29. Juni 1992, 91/15/0147, dienen die Regelungen über Maßnahmenbeschwerden nur

der Schließung einer Lücke im Rechtsschutzsystem, keinesfalls wird dadurch eine Zweigleisigkeit für die Verfolgung

ein- und derselben Rechtes erö@net. Die Maßnahmebeschwerde stellt einen bloß subsidiären Rechtsbehelf dar, der

nur insoweit zum Tragen kommt, als ein Rechtsschutz nicht durch sonstige Rechtsmittel erreicht werden kann

("Juristische Blätter", 7. Heft, Juli 2008, S 415).Da die Festnahme des Schubhäftlings und Beschwerdeführers, bei der

körperliche Gewalt angewendet sowie eine vorübergehende Einlieferung in ein Polizeianhaltezentrum durchgeführt

wurde, auf Grund einer Festnahmeanordnung durch die Staatsanwaltschaft gemäß Paragraphen 170, Absatz eins,

Zi@er 2 und 4 und 171 Absatz eins, StPO erfolgte, war das Vorgehen der einschreitenden Beamten nach den Normen

der StPO zu beurteilen und die "wegen Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt"

erhobene Beschwerde als unzulässig zurückzuweisen. Auch der Beschwerdeführer behauptete nicht, dass das

Vorgehen der Beamten der Gefahrenabwehr gedient hätte. Die betre@ende rechtliche Grundlage ist im neunten

Hauptstück, zweiten Abschnitt "Festnahme" (Paragraph 170, @) StPO geregelt. Paragraph 106, Absatz eins, Zi@er 2,

StPO räumt jeder Person das Recht ein, im Ermittlungsverfahren Einspruch an das Gericht zu erheben, wenn sie

behauptet, durch die Staatsanwaltschaft oder Kriminalpolizei in einem subjektiven Recht verletzt worden zu sein, weil

eine Zwangsmaßnahme unter Verletzung von Bestimmungen dieses Gesetzes durchgeführt wurde. Dieser

Rechtsbehelf stand dem Beschwerdeführer zur Verfügung. Somit fand der in Beschwerde gezogene Sachverhalt

einschließlich der behaupteten Misshandlung im SPG keine Deckung. In seiner Entscheidung vom 01. März 2003

erkannte der Verfassungsgerichtshof, dass die Zuständigkeit des Unabhängigen Verwaltungssenates nicht gegeben ist,

wenn ein alternativer Instanzenzug vorgesehen ist (VfSlg 16.815 aus 2003,). Nach der Entscheidung des

Verwaltungsgerichtshofes vom 29. Juni 1992, 91/15/0147, dienen die Regelungen über Maßnahmenbeschwerden nur

der Schließung einer Lücke im Rechtsschutzsystem, keinesfalls wird dadurch eine Zweigleisigkeit für die Verfolgung

ein- und derselben Rechtes erö@net. Die Maßnahmebeschwerde stellt einen bloß subsidiären Rechtsbehelf dar, der

nur insoweit zum Tragen kommt, als ein Rechtsschutz nicht durch sonstige Rechtsmittel erreicht werden kann

("Juristische Blätter", 7. Heft, Juli 2008, S 415).
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Quelle: Unabhängige Verwaltungssenate UVS, http://www.wien.gv.at/uvs/index.html
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